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Das sogenannte Gebäudemodernisierungsgesetz (GMG):  
Frontalangriff auf Wirtschafts- und Verbraucherinteressen 

In dem am 24.02.2026 veröffentlichten Eckpunktepapier zum GMG macht die 
Bundesregierung wider besseren Wissens unseriöse Versprechen: 

• Es soll „technologieoffener, flexibler, praxistauglicher und einfacher“ werden.  
• Gas- und Ölheizungen werden wieder zugelassen. 
• Ab 2029 muss Öl und Gas lediglich ein Bioanteil von 10% beigemischt werden.  
• Das verpflichtende Ziel von 65% Erneuerbarer Energien ab Mitte 2026 im 

bestehenden Gesetz kann entfallen. Klimaziele werden trotzdem erreicht, Mieter/innen 
werden vor hohen Nebenkosten geschützt.  

Diese Versprechen sind nicht zu halten. Klimaziele werden verfehlt, Investitionen massiv 
ausgebremst, Unsicherheit bleibt, denn das Gesetz wird beklagt werden. Die größten 
Kostenrisiken werden auf Mieter/innen abgewälzt. 

1. Klimaschutz, Versorgungs- und Planungssicherheit: Die Behauptung, dass Klimaziele, 
Technologieoffenheit und Sicherheitsaspekte gewahrt bleiben, ist falsch:  

• Im Jahr 2030 werden die EU-Ziele für Deutschland verfehlt1. Entlarvend: Die 2030er 
Ziele bleiben unerwähnt, eine Evaluierung kommt zu spät, um nachzusteuern und liegt 
außerhalb dieser Legislaturperiode. 

• Kommunen, Handwerker/innen, Stadtwerke und Verbraucher/innen haben sich im 
Rahmen der Kommunalen Wärmeplanung auf Leitlinien geeinigt, die nun wieder 
abgeschafft werden sollen. Sie alle werden abwarten. 

• Gasnetze, für die eigentlich schon Stilllegungsplanungen vorliegen (z.B. aufgrund der 
Wärmeplanung oder den geltenden EU-Vorgaben2), müssen nun zur Sicherung der 
„Wahlfreiheit“ mit Millardenkosten3 weiterbetrieben werden. Konflikte sind 
vorprogrammiert und werden den Kommunen4 aufgebürdet!  

• Die Versorgungssicherheit sinkt, geopolitische Abhängigkeiten von fossilen 
Energieträgern aus unsicheren Regionen wachsen5, wohingegen regional 
wertschöpfende Technologien, wie Fernwärme oder Solarthermie, verdrängt werden. 
Sie haben kaum Chancen gegen die fossile Konkurrenz. Die Zukunftstechnologie 
Wärmepumpe wird ausgebremst und wieder nicht in Deutschland (sondern in China?) 
weiterentwickelt.  

• Biofuels und -gas sind knapp, haben eine schlechte Flächeneffizienz6 und werden 
dringend in der Industrie benötigt. Importphantasien aus Ländern wie der Ukraine sind 
zynisch. 



• Mit dem Verfehlen der Klimaziele ist heute schon klar: Das Gesetz wird - 
erfolgversprechend - beklagt werden, auch weil Klimaschutz Verfassungsrang hat7. 
Sicher ist: Investitionsunsicherheit bleibt bestehen. 

2. Kosten: Die Behauptung, dass Heizen günstiger wird und Haushalte vor hohen 
Nebenkosten geschützt werden, ist falsch:  

• Vermieter/innen werden auf günstige fossile Heizsysteme setzen, die hohen und weiter 
steigenden Betriebskosten zahlen die Mieter/innen. Wer das verhindern will, muss 
massiv subventionieren. 

• Haushalte mit niedrigen Einkommen zahlen bereits heute höhere Heizkosten pro 
Quadratmeter, diese soziale Schieflage wird fortgeschrieben8. 

• Steigende Kosten für CO2, Biobrennstoffe und Netze sind zu erwarten. Je mehr 
Gebäude vom Gasnetz getrennt werden, desto teurer wird es für die verbleibenden 
Kunden/innen. Das wird häufig Mieter/innen treffen, ohne Einfluss auf ihre Heizung. 

• Hohe Folgekosten für alle sind absehbar: Verteuerung aller alternativen Technologien, 
drohende EUAusgleichszahlungen (Effort Sharing)10, steigender Subventionsbedarf 
 und Klimafolgekosten.  

• Vorzeitiger Zwang zum Heizungstausch bleibt ein Risiko, wenn sich die Regeln doch 
wieder ändern.  

3. Gesellschaftliche Folgen 

Wer klare technische Vorgaben, die der Zukunftssicherheit dienen, als „Gängelung“ und 
Überregulierung diffamiert – untergräbt das Fundament demokratischer 
Entscheidungsprozesse. Die Regierung nimmt Belastungen für das ganze Land in Kauf, um 
Einzelinteressen einiger weniger Lobbygruppen zu bedienen. Die Rückabwicklung des 
Gebäudeenergiegesetzes und die Aufhebung der Mindestanforderung von 65 % Erneuerbarer 
Energien in der Wärmeversorgung, widerspricht dem verbindlichen Klimaschutzgebot und 
den Warnungen aller relevanten Industrie- und Branchenvertretungen. Das Vertrauen in 
Politik und staatliche Institutionen wird beschädigt. Misstrauen und Polarisierung werden 
gefördert 10.  
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